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Das heutige Armenpflegerecht in Preußen. 
(Schluß.) 


Was die Organiſation der Armenverbände anlangt, ſo 
muß vom Beginn der Wirkſamkeit des Geſetzes ab, jedes, auch unbe⸗ 
wohnte Grundſtück, einem principalverpflichteten Orts⸗Armenverbande 
angehören, welcher aus einer oder mehreren Gemeinden oder Gutsbe⸗ 
zirken beſtehen kann. (§ 4 B.⸗G.) In der Regel bildet jede Gemeinde 

für ſich einen Orts⸗-Armenverband, innerhalb deſſen die Armen⸗ 
pflege von den Gemeindebehörden direct oder durch denſelben unterge⸗ 
ordnete, aus Mitgliedern der Gemeindevertretung gebildete und durch 
andere, nicht bloß ſtimmfähige Ortseinwohner verſtärkte Deputationen 
verwaltet wird. Und damit in der Armengeſetzzebung eines großen 
Volkes vom Jahre 1871 anch eine Reminiscenz an die kirchliche 
Armenpflege des Mittelalters nicht fehle, iſt die ganz ſpecielle Aus⸗ 
nahmsbeſtimmung aufgenommen, daß Ortspfarrer oder deren Stell⸗ 
vertreter, deren Pfarrbezirk über die Grenzen der politiſchen Gemeinde 
ihres Wohnortes ſich erſtreckt, hinſichtlich der in der auswärtigen Ge⸗ 
meinde belegenen Kirchſpieltheile, den Ortsbewohnern gleich geachtet 
werden ſollen. Die Verpflichtung zur Theilnahme an der Armenver⸗ 
waltung der Gemeinde, die Befreiungsgründe und die für den unbe⸗ 
rechtigten Weigerungsfall feſtgeſetzten Nachtheile, ſowie die Beſtimmung 
über das, wohl etwas ſchwerfällige Verfahren, ſind dem § 74 der 
Städteordnung für die öſtlichen Provinzen (vom 30. Mat 1853) und 
Weſtphalen (vom 19. März 1856), § 79 der Städteordnung für die 
Rheinprovinz (vom 15. Mai 1856) entſprechend für die Ge⸗ 
meinde⸗Armenverwaltung generaliſirt und nur ärztliche und wund⸗ 
ärztliche Praxis nicht als Liberationsgrund angenommen worden, weil 
es zweckmäßig erſchien, Aerzte und Wundärzte zu unbeſoldeten Ges 
meindeämtern mit heranzuziehen. (§§ 4, 5 A.⸗G.) 

Um die Einheitlichkeit in der Verwaltung der öffentlicken Armen⸗ 
pflege möglichſt ficher zu ſtellen, einer Verſchleuderung öffentlicher Mittel 
und der dadurch bedingten Demoral ſation der Hülfsbedürftigen thun⸗ 


lichſt zu begegnen, iſt den Vorſtehern von Corporationen und anderen 
juriſtiſchen Perſonen die Verpflichtung auferlegt, bei Vermeidung einer 
durch gerichtliche Entſcheidung zu ſtatuirenden Geldſtrafe bis zu zehn 
Thaler den Gemeinden auf deren ſpecielle Requiſition binnen 14 Ta⸗ 
gen Auskunft über den Betrag der Unterſtützungen zu ertheilen, welche 
einem Hilfsbedürftigen des Gemeindebezirks aus den unter ihrer Ver⸗ 
waltung ſtehenden, einem Zwecke der Wohlthätigkeit gewidmeten Fonds 
gewährt werden. 

Den Gemeinden ſtehen in Beziehung auf die Armenpflege die 
Gutsbezirke gleich und haben ſie, gleich jenen, die Pflichten und 
Rechte der Ortsarmenbezirke. Für die Verwaltung der öffentlichen 
Armenpflege ſind die Beſtimmungen über die Verwaltung der örtlichen 
Angelegenheiten in den gemeindefreien Bezirken maßgebend. (§ 7 A.⸗G) 

Die ſ. a. Geſammtarmenverbände find Armenverbände. 
welche durch Vereinigung von Gemeinden und Gutsbezirken gebildet 
werden. Alle zu denſelben vereinigten Gemeinden oder Gutsbezirke 
gelten in Auſehung der, durch die Armengeſetze geregelten Verhältniſſe 
als eine Einheit. Durch den, die erforderliche Friſt fortgeſetzten Auf⸗ 
enthalt wird alſo beifpielsweiſe der Unterſtutzungswohnſitz für den ges 
ſammten Armenbezirk, d. h. in allen Gemeinen erworben. Dieſe Ge⸗ 
ſammtarmenverbände, wie fie in Schleſien, Neu⸗Vorpommern, Rügen, 
Hannover exiſtiren, bleiben beſtehen, wenn auch durch verfaſſungsmäßi⸗ 
gen, ſeitens der königlichen Regierung approbirten Beſchluß oder unter 
Umſtänden durch die königliche Regierung ſelbſt Abänderungen bezüg⸗ 
lich der Verwaltung herbeigeführt werden können. 

Mangels beſonderer ſtatutariſcher Beſtimmungen ſoll, im Falle 
eine der Zuſtimmung der Regierung ſich erfreuende Einigung nicht 
erzielt iſt, mittelſt eines nach Anhörung der Betheiligten von den 
Kreistagen zu beſchließenden, von der Bezirksregierung zu beſtätigenden 
Statuts für den Geſammt⸗Armenverband eine beſondere, aus Abge⸗ 
ordneten der Gemeinden und Gutsbezirke zuſammengeſetzte Vertretung 
gewählt werden. Die Zahl der von jeder Gemeinde oder jedem Guts⸗ 
bezirk zu deputirenden Abgeordneten ſo wie die Zahl der einem Ab⸗ 
geordneten eines Gutsbezirks einzuräumenden Stimmen ſoll in jedem 
Fall nach den Beiträgen zu beſtimmen fein, welche die Gemeinde oder 
der Gutsbezirk zu den geſammten Armenkoſten beizuſteuern hat, mit 
der Maßgabe indeſſen, daß jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk min⸗ 
deſtens einen Abgeordneten haben muß. 

Die Abgeordneten der Gemeinden, zu welchen der Gemeindevor— 
ſteher ſtets gehören muß, werden auf 3 bis 6 Jahre von der Ge⸗ 
meindevertretung gewählt. Die Vertretung des Geſammt⸗Armenver⸗ 
bandes wäblt einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter, in der Regel 
aus ihrer Mitte. In Beziehung auf die Verwaltung hat der Vor⸗ 
ſitzende die Rechte eines Gemeindevorſtehers, die Vertretung die einer 
Gemeindevertretung, nach Maßgabe der beſtehenden Gemeindegeſetze. 

Den in der Rheinprovinz und Weſtphalen ohne Einheitlichkeit 
in Beziehung auf die Armenpflege beſtehenden Communalverbänden, 
den Bürgermeifterien und Aemtern iſt es freigeſtellt, ſich unter Zus 
ſtimmung des Kreistages als Geſammt⸗Armenverband unter Beobach⸗ 
tung derjenigen Formen zu conſtituiren, welche für die Beſchlußfaſſung 
über die als gemeinſchafklich bereits anerkannten Angelegenheiten vor⸗ 


gefchrieben find. Ebenſo können Gemeinden und Gutsbezirke, welche 
zu keinem der vorerwähnten Armenverbände gehören, ſich zu Geſammt⸗ 
Armenverbänden vereinigen oder einem ſolchen anſchließen. Die Wieder⸗ 
auflöſung eines Geſammt⸗Armenverbandes muß in den Formen, welche 
für die Beſchlußfaſſung über die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten vor⸗ 
geſchrieben ſind und kann nur mit Genehmigung der Regierung be⸗ 
wirkt werden; ſie muß auch ebenſo, wie die Errichtung, durch das 
Amtsblatt publicirt werden. (§ 9 ff. A.-G.) 


Auf dem Organismus der Gemeinden und Gutsbezirke nicht 
begründete Armenverbände, wie die in der Rheinprovinz beſtehenden 
Armencommiſſionen, Hoſpitiencommiſſionen, Armenverwaltungen, Pflege⸗ 
ſchaftsräthe werden aufgehoben. Die in Schlesweg⸗Holſtein exiſtirenden 
Armencommunen und Armendiſtricte, die in Hannover beſtehenden con⸗ 
feſſionellen Kirchſpiel⸗Bezirke können nicht fortbeſtehen und müſſen des⸗ 
halb in Orts⸗Armenverbände und Geſammt⸗Armenverbände umgewan⸗ 
delt werden, unter Wahrung aller, den Religionsgeſellſchaften, Stiftun⸗ 
gen und ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen zuſtehenden, im Rechtswege 
verfolgbaren Vermögensrechte. (§ 9 ff. A.⸗G.) 


Die 64 in den alten Provinzen errichteten Land-Armen⸗ 
verbände bleiben unter der bisherigen Verwaltung ſtehen. (§ 5 B.⸗G, 
§ 26, 28 A.⸗G.) Der früher landgräflich heſſiſche Kreis Meiſenheim, 
iſt dem Land⸗Armenverbande des Regierungsbezirks Coblenz, die frühere 
bairiſche Enclave Kaulsdorff dem Land⸗Armenverbande der vormals 
ſächſiſchen Kreiſe der Regierungsbezirke Magdeburg und Erfurt zuge⸗ 
legt. In den neu gewonnenen Provinzen werden 1. die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, 2. die Provinz Hannover, 3. der communalſtän⸗ 
diſche Verband des Regierungsbezirks Caſſel, 4. der communalſtän⸗ 
diſche Verband des Regierungsbezirks Wiesbaden, mit Ausſchluß von 
Frankfurt, 5. Die Stadt Frankfurt a. M., 6. der Regierungsbezirk 
Sigmaringen neue Land⸗Armenverbände bilden. Die Grenzen derſelben 
ſollen für die Zukunft ohne Zuſtimmung der Betheiligten nur im 
Wege der Geſetzgebung, mit deren Einwilligung durch königliche Ver⸗ 
ordnung geändert werden können. 

Die in einigen Theilen des Regierungsbezirks Caſſel beſtehenden 
Verbände für Unterſtützungen inſufficienter Gemeinden werden in ſo 
weit aufgehoben, als ſie nicht gleichzeitig zu anderen Zwecken einge⸗ 
richtet ſind. In denjenigen Städten, welche für ſich einen beſonderen 
Land⸗Armenverband bilden (Königsberg, Berlin, Potsdam, Frankfurt 
a. O., Frankfurt a. M., Breslau) ſind für die Verwaltung des Land⸗ 
Armenweſens die Gemeinde⸗Verfaſſungsgeſetze maßgebend, in allen 
anderen Fällen ſoll die Verwaltung der Land⸗Armenangelegenheiten den 
betreffenden Kreis-, reſp. Provinzial⸗ und communalſtändiſchen Ver⸗ 
bänden und deren Organen nach Maßgabe der für die Verbände 
giltigen Verfaſſungsgeſetze durch königliche Verordnung übertragen 
werden. 

Die Koſtender Armenpflege werden in den Gemeinden von 
dieſen beſtritten. In den Gutsbezirken trägt in der Regel der 
Gutsbeſitzer dieſelben allein. Wenn aber nicht alle, den Gutsbezirk 
ausmachenden, Grundſtücke dem Gutöbefiger gehören und einzelne 
ganz oder theilweiſe im Eigenthum Dritter ſich befinden, wenn alſo 
beiſpielsweiſe Grundſtücke dem Gutsbezirke zugetheilt, oder abverkaufte 
Parcellen einem anderen Guts⸗ oder Gemeindebezirk nicht einverleibt 
und deßhalb beim Stammgutsbezirke verblieben ſind, ſo hat der Guts⸗ 
beſitzer das Recht, die Heranziehung der Trennſtücksdefitzer zu den 
Koſten der öffentlichen Armenpflege des Gutsbezirkes unter Einräu⸗ 
mung der Theilnahme an der Verwaltung zu beantragen. Die Auf⸗ 
bringung dieſer Koſten iſt ebenſo wie die Theilnahme an der Ver⸗ 
waltung ſtatutariſch zu regeln. Das Statut wird, wenn ſich die Be⸗ 
theiligten nicht einigen, nach Anhörung derſelben durch den Kreistag 


feſtgeſtellt und es muß den geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver⸗ k 


theilung der Communallaſten in den einzelnen Bezirken folgen. Das⸗ 
ſelbe unterliegt der Beſtätigung der Regierung ($ 8 A.⸗G.). 


In den Geſammt-Armenverbänden erfolgt die Repar⸗ 
tition der Koſten der Armenpflege auf die einzelnen Gemeinden nach 
der vollen Claſſen⸗ und Einkommenſteuer, aber halben Grund⸗, Ge⸗ 
bäude⸗ und Gewerbeſteuer. Das Einkommen, welches aus außerhalb 
des Verbandes belegenem Grundbeſitz oder betriebenem Gewerbe fließt, 
iſt außer Berechnung zu laſſen, dagegen dasjenige, welches die außer⸗ 
halb des Bezirkes des Geſammtarmenverbandes wohnenden Perſonen, 
einſchließlich der juriſtiſchen, der Commanditgeſellſchaften auf Actien, 
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aus dem innerhalb dieſes Bezirkes belegenen Grundbeſitz oder betrie- 
benen Gewerbe beziehen, hinſichtlich der Claſſen⸗ und Einkommen⸗ 
ſteuer beſonders zu veranlagen. (§ 10 A.-G.) 

In den Land⸗Armenverbänden werden die zur Er⸗ 
füllung der Verpflichtungen aufzubringenden Koſten auf die einzelnen 
Kreiſe, Amtsverbände, Amtsbezirke, nach Verhältniß der in ihnen auf⸗ 
kommenden directen Staatsſteuern, mit Ausſchluß der Hauſierſteuer, 
vertheilt. Zu bemerken iſt noch, daß der nach Abzug der Koſten für 
die Deputation für das Heimatsweſen, aus den Einnahmen derſelben 
fi) ergebende Ueberſchuß dem betreffenden Land⸗Armenfond zufließt, 
und wo mehrere Land⸗Armenverbände betheiligt find, unter dieſelben 
nach Maßgabe der in ihnen aufkommenden directen Staatsabgaben 
diſtribuirt wird. (§ 27 A.⸗G.) 

Die in Hannover und den ehemals bairiſchen Landestheilen be⸗ 
ſtehenden Verbände zur Beſtreitung der Koſten einzelner beſonderer 
Zweige der öffentlichen Armenpflege, der ſogenannten außer— 
ordentlichen Armenlaſt, bleiben als ſolche beſtehen. ($ 32 A.⸗G.) 

In Bezug auf die armenpolizeilichen Beſtimmungen 
kommt zu bemerken, daß nach dem § 65 ff. A.⸗G., auf den Antrag 
eines Armenverbandes, der einen Hilfsbedürftigen unterſtützen muß, 
der Ehemann, die Ehefrau, die ehelichen Eltern, die uneheliche Mutter, 
die ehelichen Kinder, das uneheliche Kind in Bezug auf die Mutter 
zur Erfüllung ihrer geſetzlichen Alimentationspflicht unter Vorbehalt 
des beiden Theilen zuſtehenden Rechtsweges im Verwaltungswege an⸗ 
gehalten werden können. Die Beſchlußfaſſung ſteht in erſter Reihe 
dem Landrathe, dem Amtmanne reſp. Oberamtmanne, in Städten die 
einen Kreis für ſich bilden, dem Gemeindevorſtande zu. Hat der Ver⸗ 
pflichtete keinen Wohnſitz, fo treten an die Stelle der Behörden des 
Wohnſitzes die Behörden des Aufenthaltsortes. Gegen die Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde ſteht innerhalb zehn Tagen nach deren Zu⸗ 
ſtellung ſowohl dem in Anſpruch genommenen Angehörigen, wie dem 
betheiligten Orts⸗Armenverbande, der Recurs an die Deputation für 
Heimatsweſen zu, gegen deren Entſcheidung im Verwaltungswege 
keine Beſchwerde zuläſſig iſt. Die Entſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
behörden find jo lange vollſtreckbar, bis auf den eingelegten Recurs 
durch die Deputation für Heimatsweſen oder im Wege Rechtens end⸗ 
giltig eine Abänderung erfolgt iſt. Im letzteren Falle hat der Armen⸗ 
verband dem in Anſpruch genommenen Angehörigen das bis dahin 
Geleiſtete, beziehungsweiſe das zu viel Geleiſtete, zu erſtatten und iſt 
er hiezu im Weigerungsfalle im Aufſichtswege anzuhalten. Hat jedoch 
der eine ſolche Erſtattung Fordernde die gerichtliche Klage nicht inner⸗ 
halb ſechs Monaten nach Zuſtellung des von ihm angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes der Verwaltungsbehörde angebracht, fo kann er nur dasjenige 
zurückſordern, was er für den Zeitraum ſeit Anbringung der Klage 
zu viel geleiſtet hat. 

Das immerhin etwas complicirte, bisher nicht allzuoft gewählte 
Verfahren, wird für die Zukunft noch viel weniger in Anwendung 
kommen, da die früher für den Fall der fruchtloſen Execution den 
Verwaltungsbehörden zu Gebote ſtehende Verhängung einer Correc⸗ 
tionshaft ihnen, als dem Principe des Straf⸗Geſetzbuches widerſprechend, 
entzogen und ſomit dem Einſchreiten gegen mittelloſe Perſonen, 
welche in pflichtvergeſſener Weiſe die Ihrigen hilflos im Stiche laſſen, 
— und dieſes iſt ja die Mehrzahl — die Spitze abgebrochen iſt. 

Dies das Bild des öffentlichen Armenpflegerechtes in Preußen, 
ſoweit es aus den neuen Geſetzen dem Leſer entgegentritt, Welche 
Licht⸗ und Schattenſeiten noch bei längerer Praxis hervortreten werden, 
iſt nicht zu ermeſſen. Nach Herſes Anſicht dürfte das, was der 
Präſident des Bundeskanzleramtes in der Sitzung des norddeutſchen 
Reichstages vom 20. Februar 1870 nach Einführung des Geſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz ausgeſprochen hat: „daß die Materie 
ſchwerlich abgeſchloſſen ſein wird, daß man ſich indeß nicht verhehlen 
ann, wie die neueſten Geſetze den dringendſten Uebelſtänden, die praktiſch 
hervorgetreten ſind, Abhilfe gewähren und daß ſie nunmehr der Zukunft 
überlaſſen müſſen, auf dem einmal eingeſchlagenen Wege fortzuſchreiten“, 
— im Weſentlichen zutreffen, ſoweit man die ſtaatsrechtliche, die poli⸗ 
ſche Seite der Geſetze im Auge behält. Daß nicht bloß in Preußen, 
ſondern faſt in ganz Deutſchland nur ein Heimaterecht beſteht, it 
von ſo eminenter Bedeutung, iſt ein ſo unſchätzbarer Gewinn, daß 
man es leicht verſchmerzen kann. wenn die wirthſchaftlichen Wünſche 
nicht voll befriedigt worden find. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Aenderung in den Grenzen zweier oder mehrerer Gemeinden iſt 

in Fällen, in welchen die Aenderung von den dabei betheiligten Ge⸗ 

meinden nicht übereinſtimmend verlangt wird, ein Landesgeſetz er⸗ 
forderlich. 

Schon in den Jahren 1866 und 1867 gaben die Bewohner 
der zur Ortsgemeinde Z. gehörigen Fraction C. G. in ihrer über⸗ 
wiegenden Mehrzahl durch protokollariſche Erklärung ihrem Wunſche 
Ausdruck, daß ſie von der Ortsgemeinde Z. getrennt und mit der 
Ortsgemeinde S. vereinigt werden. In einem förmlichen Convocate 
der Fraction ſprachen ſich von ſämmtlichen Stimmberechtigten der 
Fraction nur zwei gegen die Trennung von Z. und die Vereinigung 
mit S. aus )). 

Als Gründe für die beſagte Trennung, reſpective Vereinigung, 
wurden von der Fraction geltend gemacht: „Z. ſei eine Inſel, die 
Fraction C. G. liege aber auf dem Feſtlande, die Communication 
könne nur zu Schiff erfolgen und betrage die Entfernung 6 See⸗ 
meilen. Mit dem eine Gehſtunde entfernten S. beſtehe eine Straßen⸗ 
verbindung; die Fractionsbewohner ftänden mit S. auch in immer⸗ 
währendem Geſchäſtsverkehre; in S. ſeien alle Behörden, während mit 
Z. gar keine ſonſtige Geſchäftsverbindung beſtehe und die Seefahrt 
immer eigens dahin gemacht werden müſſe“. 

Die Gemeindevertretung von S. ſprach ſich einſtimmig für die 
Aufnahme der Fraction in ihren Gemeindeverband aus; der Gemeinde⸗ 
ausſchuß von Z. dagegen erklärte ſich mit großer Majorität gegen 
das Anſinnen dieſer Fraction, indem er betonte: S. ſei von C. G. 
nicht eine, ſondern zwei Gehſtunden entfernt und die verbindende 
Straße ſei unfahrbar; die Gemeinde Z. müßte im Falle der Verei⸗ 
nigung der fraglichen Fraction mit der Ortsgemeinde 3., als Orts⸗ 
gemeinde fortzubeſtehen aufhören, da die Fraction C. G. mit beinahe 
20 0 fl. zu den gemeinſamen Auslage zer 795 fl concurrire“. 

Die Verhandlung wurde nun an den Landesausſchuß geleitet, 
welcher im Sinne des § 4 der dalmatiniſchen Gemeindeordnung die 
Aeußerung der Statthalterei einholte. Dieſe erklärte im Jahre 1868, 
daß der Trennung der Fraction C. G. von Z. und ihrer Vereinigung 
mit S. aus öffentlichen Rückſichten kein Bedenken entgegenſtehe. 

Demungeachtet aber verweigerte der Landesausſchuß die 
Bewilligung zur Trennung der Fraction C. G. von 3., namentlich 
aus dem Grunde, weil der ſelbſtſtändige Fortbeſtand von Z. dadurch 
in Frage geſtellt wäre und weil die von der Fraction C. G. geltend 
gemachten Gründe unweſentlich ſeien. 

Gegen dieſe Entſcheidung erhob die Fraction C. G. Beſchwerde 
an den Landtag, welcher im Jahre 1868 den Auftrag an den Landes⸗ 
ausſchuß zur Wiederaufnahme der Verhandlung beſchloß. 

Der Landesausſchuß brachte die Angelegenheit dem Landtage 
wieder in Vorlage, welcher im Jahre 1871 nun in Anerkennung 
der Competenz des Landesausſchuſſes dieſem die Verhand⸗ 
lung zur Entſcheidung abtrat. 

Nun erfolgte die Entſcheidung des Landesausſchuſſes vom 
26. October 1871 im Grunde des $ 4 der dalmatiniſchen Gemeinde⸗ 
ordnung und wurde der Bitte der Gemeindefraction C. G. Folge ge⸗ 
geben und bewilliget, daß dieſer Beſchluß hinſichtlich der Trennung 
der Fraction C. G. von Z. und ihrer Vereinigung mit S. vom 
1. Jänner 1872 an in Wirkſamkeit zu treten habe. 

Dieſe zweite Entſcheidung des Landesausſchuſſes erfloß ohne 
neuerliche Rückfrage an die Statthalterei, und waren hiebei für 
den Landesausſchuß die von der Fraction C. G. geltend gemachten Mo⸗ 
tive maßgebend. 

Gegen dieſe Entſcheidung des Landesausſchuſſes führte nun die Ge⸗ 
meinde Z. an das Miniſterium des Innern Beſchwerde unter Anſchluß 
eines von 38 Bewohnern der Fraction C. G. unterfertigten Proteſtes. 

Dieſe Beſchwerde wurde vom Miniſterium des Innern ddo. 
14. März 1872, 3. 1758 in folgender Weiſe erledigt: Nach 8 4 
der dalmatiniſchen Gemeindeordnung iſt zu Aenderungen in den Gren⸗ 
zen zweier oder mehrerer Gemeinden nebſt der Erklärung der Statt⸗ 
halterei, daß dagegen aus öffentlichen Rückſichten kein Anſtand ob⸗ 
waltet, die Bewilligung des Landesausſchuſſes erforderlich. 


R ) Anordnungen über die Gemeindefractionen und Convocate int III. und IV. 
Hanptſtücke der dalmatiniſchen Gemeindeordnung. 


Dieſe Beſtimmung paßt ihrem Wortlaute nach nur auf Fälle, 
in welchen die Aenderung von den dabei betheiligten Gemeinden 
übereinſtimmend verlangt wird; ſie findet aber keine Anwen⸗ 
dung, wenn, wie im vorliegenden Falle, die eine Gemeinde, deren 
Gebiet einen Zuwachs erhielte, die Aenderung wünſcht, die andere 
aber, die einen Theil ihres Gebietes an jene abgeben ſoll, ſich da⸗ 
gegen ausſpricht und die Beibehaltung des status quo begehrt. 

Es iſt klar, daß in einem ſolchen Falle nicht von einer Be⸗ 
willigung, ſondern nur von einer imperativen Entſcheidung 
der ſich gegenüberſtehenden Intereſſen und Anſichten die Rede ſein 
kann, welche Entſcheidung jedoch, weil das Geſetz keiner Behörde die 
Competenz hiezu ausdrücklich einräumt, im Geiſte der drei erſten Para⸗ 
graphe der Gemeindeordnung in durch öffentliche Rückſichten gebotenen 
Ausnahmsfällen wohl nur im Wege der Landesgeſetzgebung erfolgen 
könnte; ein Vorgang, der in derartigen Fällen in anderen Ländern. 
beim Beſtande vollkommen gleichlautender diesbezüglicher Beſtimmun⸗ 
gen der Gemeindeordnungen, thatſächlich beobachtet wird. 

In dieſer Erwägung vermag das Miniſterium des Innern die 
Aenderung in dem Territorialbeſtande der Gemeinden Z. und S. 
durch Bewilligung des Landesausſchuſſes als zu Recht erfolgt und 
beſtehend nicht anzuerkennen und muß vielmehr an dem bisherigen 
Beſtande, das iſt daran feſthalten, daß die Fraction C. G. zur 
adminiſtrativen Gemeinde Z. gehört. 


Bei Befangenheit des competenten Gemeindevorſtandes in Aus⸗ 

übung des polizeilichen Strafrichteramtes kann zur Amtshand⸗ 

lung nur eine politiſche Bezirksbehörde, nicht aber der Vorſtand 
einer anderen Gemeinde delegirt werden. 


Franz O. in K. hat in der Kataſtralgemeinde N., welche gemäß 
$ 1 des mit dem maͤhriſchen Landesgeſetze vom 18. Februar 1870, 
Nr. 25 Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt kundgemachten Gemeinde⸗ 
ſtatutes für Kremſier in das Gebiet dieſer politiſchen Gemeinde 
gehört, mehrere Grundſtücke gepachtet. 

Am 27. Jänner 1872 überreichte derſelbe beim Gemeinde⸗ 
rathe in K. eine Klage gegen 22 Anſaſſen aus B. P. S. und W., 
darunter auch gegen den Gemeindevorſteher in K., Franz S., wegen 
Feldfrevel, begangen durch das Befahren der in der Kataſtralgemeinde 
N. vom Kläger gepachteten und angebauten Grundſtücke. Der Ge⸗ 
meinderath veranlaßte zunächſt die commiſſionelle Erhebung des 
Schadens durch zwei beeidete Sachverſtändige, welche denſelben mit 
171 fl. ö. W. bezifferten. Bei der auf den 14. Februar 1872 beim 
Gemeinderathe in K. anberaumten Verhandlung erklärte der Ver⸗ 
treter der Geklagten, daß die Vertheidigung der letzteren ſich haupt⸗ 
ſächlich darauf gründe, daß es im Laufe des Winters nicht möglich 
geweſen ſei, auf dem öffentlichen Fahrwege, welcher längs der von 
Franz O. gepachteten Grundſtücke vorbeiführt und deſſen Erhaltung 
der Gemeinde K. obliegt, zu fahren, weil der neben dieſen Grund⸗ 
ſtücken beſindliche, bis zu zwei Klafter tiefe Hohlweg ganz mit 
Schnee vertragen geweſen ſei. Da die Gemeinde K. ihrer Verpflich- 
tung den Schnee auszuſchaufeln, nicht nachgekommen ſei, ſo wären 
ſämmtliche Bewohner der Dorfſchaften in dieſer Richtung genöthigt 
geweſeu, über die Felder zu fahren, nachdem auf dem Fahrwege das 
Fahren unmöglich war. Da ſomit die Gemeinde hier über ihre eigene 
Schuld erkennen müßte, ſeien die Geklagten in die Nothwendigkeit 
verſetzt zu bitten, daß die zweite politiſche Inſtanz zur Beendigung 
dieſer Verhandlung delegirt werde, weßhalb vorläufig um die Ver⸗ 
tagung der Verhandlung angeſucht werde. 

Der Kläger hatte gegen die Delegation einer anderen politiſchen 
Behörde nichts einzuwenden und fügte die Bitte bei, es möge zur 
Vermeidung von Auslagen die Bezirkshauptmannſchaft K. delegirt werden. 
Der Gemeinderath vertagte in Folge deſſen die Verhandlung, wor⸗ 
auf der Vertreter des Franz S. das Begehren ſtellte, es möge die 
Statthalterei eine andere politiſche Behörde für dieſe Ange⸗ 
legenheit delegtren. 

Bei Borlage dieſes Geſuches an die Statthalterei bemerkte der 
Gemeinderath von K., daß er zwar die Behauptung der Geklagten, 
die Gemeinde K. trage die Schuld an der Beſchädigung der in Frage 
ſtehenden Grundſtücke als eine ganz unbegründete zu widerlegen im 


Stande ſei, daß er aber doch den Antrag ſtelle, es möge die Be- 
zirkshauptmannſchaft in K. zur Verhandlung dieſer Angelegenheit 
delegirt werden, um den Parteien die Beruhigung einer vollen Un⸗ 
parteilichkeit zu gewähren. Hierüber hat nun die Statthalterei 
entſchieden: 

Nach Artikel V des Geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 
R. G. Bl., ſo wie nach § 27, Abſ. 3 der Gemeindeordnung für 
Mähren und nach § 67, 3 des Gemeindeſtatuts für K. liegt die 
Handhabung der Flurenpolizei im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der 
Gemeinde und im § 57 der Gemeindeordnung und im § 90 des 
beſagten Statuts wird den Gemeindeorganen das Strafrecht in derlei 
Uebertretungsfällen zugewieſen. 

Das polizeiliche Strafrecht ſei zwar ein Attribut der Regierung 
und könne daher von den Gemeinden nur im übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe gehandhabt werden; gleichwohl könne zur Unterſuchung und 
Beſtrafung der Feldfrevel und zur Feſtſtellung des Schadenerſatzes 
in erſter Inſtanz keine politiſche Bezirksbehörde delegirt werden, da dieſe 
politiſchen Behörden nach den citirten Geſetzen bei Feldfrevelfällen 
nur in zweiter Inſtanz zur Ausübung des Strafrichteramtes be⸗ 
rufen erſcheinen. Es könne demnach dem Geſuche des Franz S. und 
Genoſſen und dem Antrage des Gemeinderathes in K., betreffend die 
Delegirung einer politiſchen Behörde und ſpeciell der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in K. zur Unterſuchung und Verhandlung der Klage des 
Franz O. gegen Franz S. und Genoſſen wegen Feldfrevels, keine 
Folge gegeben werden. 

Im Miniſterialrecurſe des Franz S. und Genoſſen wurde gegen 
dieſe Statthaltereientſcheidung geltend gemacht, daß nach ſtrafrecht⸗ 
lichem Principe derjenige ein Richteramt nicht ausüben könne, welcher 
ſelbſt zu der Handlung, welche den Gegenſtand der Anklage bildet, 
den Anlaß gegeben oder dieſe Handlung ſelbſt verſchuldet hat. 

Die Delegation einer anderen politiſchen Behörde zur Vor⸗ 
nahme der Strafamtshandlung könne lediglich nur von Seite der 
Staatsbehörden verfügt werden. Dieſe ſeien aber nicht daran gebun⸗ 
den in Fällen der Befangenheit des Gemeindegerichtsſtandes die dies⸗ 
bezügliche Strafverhandlung nur einer l. f. Bezirksbehörde zuzuweiſen, 
ſondern können auch den Gemeindevorſtand einer anderen Stadt 
delegiren. Den Geklagten ſei nur darum zu thun, einen befangenen 
Richter abzulehnen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 26. Mai 1872, 8. 
4302 dem Recurſe des Franz S. und Genvpſſen Folge gegeben und 
nach dem Antrage des Gemeinderathes von K. die Delegirung der 
dortigen Bezirkshauptmannſchaft zur Verhandlung und Entſcheidung 
in der vorbezeichneten Klagsſache angeordnet, weil das ortspolizeiliche Straf⸗ 
richteramt vom Gemeinderathe in K. gemäß $ 90 des mit dem mähri⸗ 
ſchen Landesgeſeze vom 18. Februar 1870, Nr. 25 L. G. u. V. Bl, 
kundgemachten Gemeindeſtatuts für die Stadt K. gleichwie von den 
übrigen Gemeindevorſtänden im Lande ($ 57 der mähriſchen Ge⸗ 
meindeordnung) nur im übertragenen Wirkungskreiſe gehandhabt wird; 
weil kein Geſetz beſteht, wonach dieſes Amt einer anderen Gemeinde, 
deren Zuſtändigkeit im gegebenen Falle nicht begründet iſt, übertragen 
werden könnte und weil daher in ortspolizeilichen Uebertretungsfällen, 
in welchen der Gemeindevorſtand, beziehungsweiſe Gemeinderath, wie 
hier, aus Befangenheit das Amt nicht handeln kaun, nichts erübrigt, 
als daß die Regierung nach § 56 der mähriſchen Gemeindeordnung, 
beziehungsweiſe $ 68, Alinen 2 des Gemeindeftatuts von K. durch 
ihre eigenen Organe das Amt handeln laſſe. F. K. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 6. Juli 1872, 

Z. 6687/1797 II., betreffend die Frage, ob ein Nachmann ſofort nach erfolgter 

Stellung feines Vormannes oder erſt nach der wirklichen Einreihung zu ent⸗ 
laſſen ſei. 


Aus Anlaß der von einer Landesſtelle angeregten Frage, ob ein Nachmann 
ſofort nach erfolgter Stellung ſeines Vormannes, oder erſt nach der ſtattgefundenen 
thatſächlichen Einreihung zu entlaſſen ſei, findet die Miniſterialinſtanz zu beſtimmen, 
daß die factiſche Außerſtandbringung des im Grunde des § 33 des Wehrgeſetzes zu dem 
Anſpruche auf die Entlaſſung und beziehungsweiſe auf Neberſetzung in die Erſatz⸗ 
reſerve berechtigten Nachmannes bei der Truppe erſt mit dem Tage der Einreihung 
(eigentlich nur formellen Inſtandnahme) zu erfolgen habe. 
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Ein diesbezüglicher Nachmann darf jedoch inſtructionsgemäß nicht als Erſatz 
für einen Abgang herangezogen werden, welcher vom Tage ſeiner Stellung bis zu 
feiner Einreihung (Inſtandnahme) durch Sterbefall oder Entlaſſung entſtanden ift. 

Das den betreffenden Nachmännern nach § 33 des Wehrgeſetzes durch die 
Stellung ihrer Vormänner erwachſene Recht auf Entlaſſung, beziehungsweiſe auf 
Ueberſetzung in die Erfaßreferne iſt jedoch denſelben, nach von Fall zu Fall durch die 
Ergänzungsbehörden erſter Suftanz erfolgter Conſtatirung des diesfälligen Rechtsan⸗ 
ſpruches von der Stellungsbehörde ſofort bekannt zu geben. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark ddo. 14. Juni 1872, 3. 3607, betreffend 
die Behandlung der Anzeigen von Uebertretungen des $ 321 des Strafgeſetzbuchs 
und des § 74 der Gewerbeordnung. 


Nachdem ich mich überzeugt habe, daß bei den politiſchen Behörden erſler In⸗ 
ſtanz in Behandlung von Anzeigen vorkommender Uebertretungen des § 321 des 
St. G. B., reſpective des $ 74 des Gewerbegeſetzes hinſichtlich der Competenz kein 
gleichmäßiger Vorgang eingehalten wird, ſo ſehe ich mich veranlaßt, diesfalls Folgendes 
zur Darnachachtung zu eröffnen: „Durch die Gewerbeordnung wurde die Beſtimmung 
des § 321 des St. G. nicht außer Wirkſamkeit geſetzt, wie aus dem Geſetze vom 
22. October 1862, R. G. Bl. Nr. 72, deutlich hervorgeht. In erſter Linie bleibt da- 
her zur Beurtheilung der fraglichen Uebertretung im Sinne des § 321 des St. G. B. 
das Strafgericht competent; ſollte jedoch letzteres in einem oder dem anderen Falle 
nach dem Strafgeſetze nicht einzugehen finden, ſo tritt die Competenz der politiſchen 
Behörde ein, weil für die letztere nicht dieſelben Grundſätze bel Beurtheilung gewerb⸗ 
licher Vorſchriften maßgebend ſind, welche den Strafrichter bei Entſcheidungen vos 
Uebertretungen nach dem Strafgeſetze leiten“. 
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Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Hauptmünzamts⸗Vicedirector und erſten Wardein 
Karl Korper v. Marienwerth anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 
Franz Joſephordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Baurath in Trieſt Ferdinand Smer 
baurathe für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Erhebung der k. u. k. Conſul rragentie in Syrakus 
zu einem Honorarviceconſulat, fo wie die Errichtung eines Honorax piceconſulates in 
Terranova genehmigt und den Conſularagenten Franz Belfiore in Syrakus, ferner 
den Grundbeſitzer Santi Gioffreé in Terranova und den proviſoriſchen Gerenten 
des k. u. k. Viceconſulates in Girgenti Eduard Granet zu unbeſoldeten Vice. onſulen 
in den gedachten Städten ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe in Pribram Anton Pros anläßlich 
deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz Joſephordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzräthen und Finanzbezirksdirectoren in Böh⸗ 
men Anton Fiala und Konrad John Oberfinanzrathsſtellen zweiter Claſſe bei der 
Finanzlandesdirection in Prag verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzbezirkscommifſär erſter Claſſe des Wiener 
Centraltax⸗ und Gebührenbemeſſungsamies Johann Megis ka bei deſſen Penſionirung 
taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindesorfteher zu Burgegg in Steiermark 
Joſeph Wallner das goldene Verdienſtkreuz verliehen, 

Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Johann Kreuziger in Hainburg den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die beim Hauptmünzamte erledigte Vieedirectors⸗ zu⸗ 
gleich erſte Wardeinsſtelle dem hauptmünzamtlichen Caſſier, kaiſerlichen Rathe Alois 
Czaslavsky verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzbezirkscommiſſäre erſter Claſſe Eduard 
Burjanek und Heinrich Stockher zu Finanzräthen und Finanzbezirksdtrectoren in 
Nied.⸗Oeſterreich ernannt. e 

Der Ackerbauminiſter hat die beim Pribramer Hauptwerke erledigte Berg⸗ 
meiſtersſtelle dem dortigen Bergadjuncten Wenzl Nemesek verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den erſten Hüttenadjuncten zu Pribram Karl Ba lzar 
zum Hüttenmeiſter und den Hüttenmeiſter zu Joachimsthal Anton Seifert zum 
Probierer beim Pribramer Hauptwerke ernannt. 


ad zum Ober⸗ 


Erledigungen. 


Conceptsprakticantenſtelle bei der Poſtdirection in Linz mit 400 fl. jährlichem 
Adjutum, bis 1. September. (Amtsbl. Nr. 181.) 

Prakticantenſtellen beim Hauptpunzirungsamte mit 1 fl. 50 kr. Diurnum, bis 
22. Auguft (Amtsbl. Nr. 181.) f > 

Aſſiſtentenſtelle für die praktiſche Geometrie an der techniſchen Hochſchule in 
Graz mit 600 fl. Gehalt, bis 30. September. (Amtsbl. Nr. 182.) 

Proviſoriſche Bauadjunctenſtelle zweiter Claſſe in Schleſien mit 700 fl. Ge⸗ 
halt, bis 31. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 182.) 

Salinenverwaltungs⸗Adjunctenſtelle im Bereiche der k k. Salinenverwaltungen 
in den Alpenländern mit 1000 fl. Gehalt, Naturalquartier oder 10perc. Quartiergeld 
und Depntatholz gegen Caution, bis Mitte September. (Amtsbl. Nr. 182.) 

Mehrere Conceptsprakticantenſtell u bei der ſteiermärkiſchen Finanz⸗Landesdi⸗ 
rection mit 400 fl. Adjutum, bis 7. September. (Amtsbl. Nr. 182) 

Hausarztensſtelle in der k. k. Mädchenwaiſenanſtalt zu Judenau bei Tulln mit 
800 fl. Gedalt, Quinquennalzulagen, Naturalwohnung, bis 31. Auguſt. (Amtsblatt 
Nr. 184.) 


Für den Druck veranmrortlich C. Piſtori. 


